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das neue Jahr beginnt für uns alle mit zwei Ände-

rungen. Ab 01.01.2021 gelten die neuen Gebühren 

des RVG und es gilt wieder der Umsatzsteuersatz 

von 19 %.

Bei den Gebühren gilt noch altes Recht, wenn das 

Mandat vor dem 01.01.2021 begonnen hat, bei der 

Berechnung der Umsatzsteuer hingegen ist wieder 

der höhere Umsatzsteuerbetrag in Ansatz zu brin-

gen, wenn das Mandat erst im neuen Jahr beendet 

wurde. 

Für uns beginnt das Jahr 2021 mit Vorstandswah-

len. Die Hälfte des Vorstandes ist in diesem Jahr 

wieder neu zu wählen. Ich darf Sie herzlich bitten, 

von Ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Der 

Vorstand würde sich über eine hohe Wahlbeteili-

gung bei der durchzuführenden Briefwahl freuen. 

Unser Vorstand hatte seinerzeit die BRAO-Ände-

rung im Hinblick auf die Einführung der Brief- bzw. 

der elektronischen Wahl zwar nicht für erforder-

lich gehalten und hätte lieber weiterhin im Rahmen 

der Kammerversammlung den Vorstand gewählt, 

allerdings profitieren wir in diesen Zeiten von der 

Gesetzesänderung, denn eine Präsenzwahl wäre 

mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden bzw. 

stünde in weiter Ferne.

Auf der Kammerversammlung im Dezember hatte 

ich berichtet, dass im Rahmen der BRAO-Reform 

ganz überraschend und ganz versteckt auch eine 

Änderung der Stimmgewichtung in der Haupt-

versammlung der Bundesrechtsanwaltskammer 

(BRAK) in den Referentenentwurf seinen Weg 

gefunden hatte. Die bisherige Regelung in § 190 

BRAO sieht vor, dass jede Rechtsanwaltskammer 

unabhängig von der Zahl ihrer Mitglieder eine 

Stimme in der Hauptversammlung der BRAK hat.

Diese Regelung sollte nun durch eine Stimmge-

wichtung ersetzt werden, die den mitgliederstärke-

ren Kammern mehr Stimmen einräumt. Dies hätte 

zur Folge gehabt, dass die sieben größten Kam-

mern zusammen mit der Kammer bei dem BGH alle 

anderen Kammern überstimmen können.

Nach überwiegender Auffassung gibt es für eine 

solche Änderung nicht nur keine Veranlassung, 

sondern sie berücksichtigt auch nicht, dass die 

BRAK nicht die einzelnen Mitglieder der regiona-

len Kammern, sondern die Gesamtheit der Rechts-

anwaltskammern vertritt. Erstaunlich ist auch, 

dass diese geplante Änderung nicht einmal mit der 

BRAK vorher besprochen wurde. Einhellig haben 

die Länder und auch der Rechtsausschuss diese 

Änderung abgelehnt und dazu aufgefordert, es bei 

der alten Regelung zu belassen. Dieser einheitliche 

Protest führt hoffentlich dazu, dass diese geplante 

Änderung gestrichen wird. ⏵

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
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Auch die jetzt vorgelegten geplanten Regelungen 

zur Einführung der Vereinbarung eines Erfolgsho-

norars auch für Anwälte haben uns überrascht. 

Die BRAK und die Kammern hatten einhellig die 

Auffassung vertreten, dass eine solche Änderung 

schädlich ist und auch den Verbrauchern damit 

kein Gefallen getan wird. Gegen diese Bedenken, 

die auch durch wissenschaftliche Untersuchungen 

der Universität Hannover untermauert sind, steht 

diese geplante Änderung weiterhin im Raum. In-

wieweit sie im Gesetzgebungsverfahren umgesetzt 

wird, bleibt abzuwarten. Eine gewisse Beratungs-

resistenz scheint sich (coronabedingt?) in Bereich 

der Politik und der Ministerien auszubreiten.

Auf unsere für Juli geplante Kammerversammlung 

darf ich an dieser Stelle noch einmal besonders hin-

weisen und wie immer um rege Teilnahme bitten. 

Hoffentlich kann sie als Präsenzveranstaltung und 

unter normalen Bedingungen stattfinden, vielleicht 

sogar so, dass man noch gemeinsam plaudern und 

eventuell sogar ein Getränk und etwas zu Essen zu 

sich nehmen kann. Etwas, was wir – wie ich glaube 

– im Moment alle vermissen.  So hoffe ich, dass wir 

in der Kammerversammlung von Angesicht zu An-

gesicht und nicht nur per Video oder Telefon kom-

munizieren können.

In diesem Sinne lade ich Sie herzlich zur Kammer-

versammlung ein. Ich werde dann auch wieder über 

die neuesten berufsrechtlichen Entwicklungen in-

formieren.

Bis dahin verbleibe ich mit den besten Wünschen 

für Sie alle und freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr

Michael Schlüter

Präsident
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am 14.07.2021
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Die nächste ordentliche Kammerversammlungen findet am 

Mittwoch, 14. Juli 2021 um 15:00 Uhr 

voraussichtlich im Seminarraum der Rechtsanwaltskammer Braun-

schweig, Lessingplatz 1, 38100 Braunschweig statt. Bitte notieren 

Sie sich schon heute diesen Termin.

Anträge zur Kammerversammlung

Nach § 6 Abs. 2 der Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer 

Braunschweig können zur jährlichen ordentlichen Kammerver-

sammlung Anträge zur Tagesordnung gestellt werden. Anträge zur 

Tagesordnung müssen in Textform eingereicht werden.

Die Anträge werden vom Kammervorstand auf die Tagesordnung 

genommen, wenn sie bis zum 31.05.2021 in der Geschäftsstelle der 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig eingehen.

Frist für Anträge zur Tagesordnung: Montag, 31. Mai 2021, 17:00 Uhr

Die förmliche Einladung zur Kammerversammlung mit Bekanntga-

be der Tagesordnung wird rechtzeitig erfolgen.   

Michael Schlüter

Präsident

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1  |  2021
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Aktuell führen wir die Wahl des Vorstandes der Rechts-

anwaltskammer Braunschweig für das Jahr 2021 durch.  

Wir hatten Ihnen bereits die erste Wahlbekanntma-

chung per elektronischem Anwaltspostfach (beA) zuge-

stellt.

Die Mitglieder des Vorstandes werden für vier Jahre ge-

wählt. Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte der Mitglieder 

des Vorstandes aus. In diesem Jahr findet zum zweiten 

Mal die Vorstandswahl nicht mehr in der Kammerver-

sammlung, sondern als Briefwahl statt.

Die Amtszeit folgender Vorstandsmitglieder endet zum 

Ablauf der laufenden Wahlperiode:

 

Dr. Frank Biermann, Braunschweig

Kurt-Rainer Gassel, Braunschweig

Dr. André Kupfernagel, Göttingen

Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig

Karl-Heinz Mügge, Göttingen

Bernhard Nolte, Duderstadt

Dirk Svetlik, Wolfsburg

Dr. Markus Thiele, Göttingen

Es werden damit 8 Vorstandmitglieder neugewählt. 

3 Mitglieder des Vorstandes stehen nicht zur Wieder-

wahl. 

Wahlvorschläge können in der Zeit vom 17.03. bis 

zum 19.04.2021 beim Wahlausschuss schriftlich ein-

gereicht werden. Wahlvorschlagsformulare werden 

am 16.03.2021 per beA an alle Wahlberechtigten ver-

sandt und können auch auf unserer Web-Seite herun-

tergeladen werden. Die Wahlvorschläge müssen von 

mindestens 10 Mitgliedern der Rechtsanwaltskammer 

unterschrieben werden. Jedes Mitglied kann mehrere 

Wahlvorschläge einreichen und unterstützen und sich 

auch selbst zur Wahl vorschlagen.  

Nach Prüfung der Wahlvorschläge durch den Wahlaus-

schuss werden wir die Kandidatinnen und Kandidaten 

auf unserer Web-Seite unter www.rak-braunschweig.

de bekanntgeben. Dort erhalten diese auch die Mög-

lichkeit, sich kurz vorzustellen. 

Die Wahlfrist beginnt am 03.05.2021 und endet am 

31.05.2021.

Wir würden uns freuen, wenn Sie sich dazu entschlie-

ßen könnten, für den Vorstand zu kandidieren. Sollten 

Sie Fragen dazu haben, setzen Sie sich gerne mit mir in 

Verbindung. Sie erreichen mich in der Geschäftsstelle 

unter 0531 12335-33 oder unter pboeke@rak-braun-

schweig.de.   

Petra Boeke

Geschäftsführerin 

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Wahlvorschlag.pdf


Zwei im Wesentlichen inhaltsgleiche Entscheidungen 

vom 01.10.2020 hat der Bundesfinanzhof (BFH) am 

11.02.2021 veröffentlicht:

BFH-Urteil vom 01.10.2020 (Az. VI R 11/18) 

Der BFH hat in seinem Urteil vom 01.10.2020 

(Az. VI R 11/18) zum einen entschieden, dass – wenn 

eine Rechtsanwaltssozietät den Versicherungsbei-

trag einer angestellten Rechtsanwältin übernimmt, 

die im Außenverhältnis nicht für eine anwaltliche 

Pflichtverletzung haftet – Arbeitslohn regelmäßig 

nur in Höhe des übernommenen Prämienanteils vor-

liegt, der auf die in § 51 Abs. 4 BRAO vorgeschriebe-

ne Mindestbemessungsgrundlage entfällt und den 

die Rechtsanwältin zur Erfüllung ihrer Versiche-

rungspflicht nach § 51 Abs. 1 Satz 1 BRAO benötigt. 

Zum anderen hat der BFH festgestellt, dass die Über-

nahme der Umlage für die Einrichtung des besonderen 

elektronischen Anwaltspostfachs (beA) einer angestell-

ten Rechtsanwältin durch den Arbeitgeber zu Arbeits-

lohn führt.  

Dies ist die erste höchstrichterliche Entscheidung zur 

Übernahme der Kosten für das beA durch den Arbeit-

geber. Der Ausschuss Steuerrecht ist in seinen Hand-

lungshinweisen „Zur Lohnversteuerung von Beiträgen 

an Berufshaftpflichtversicherungen, Rechtsanwalts-

kammern und Vereine sowie von Kosten der beA-Kar-

te“, die zuletzt im Juni 2020 aktualisiert wurden, davon 

ausgegangen, dass einiges dafür spricht, die Übernahme 

des Beitrags bzw. der Umlage für das beA ebenso zu be-

werten wie die Übernahme „normaler“ Kammerbeiträge 

und dies der Lohnversteuerung zu unterwerfen. 

BFH-Urteil vom 01.10.2020 (Az. VI R 12/18) 

Mit der zweiten Entscheidung vom 01.10.2020

(Az. VI R 12/18) hat der BFH entschieden, dass die 

Einbeziehung eines angestellten Rechtsanwalts in die 

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung einer So-

zietät in Höhe des Prämienanteils, der auf die in § 51 

Abs. 4 BRAO vorgeschriebene Mindestbemessungs-

grundlage entfällt, zu Arbeitslohn führt, wenn der an-

gestellte Rechtsanwalt erst durch den Einbezug in die 

Sozietätsversicherung seiner Versicherungspflicht nach  

§ 51 Abs. 1 Satz 1 BRAO genügt. 

Weiter stellte der BFH fest, dass – wenn der der ange-

stellte „Briefkopfanwalt“ im Außenverhältnis nicht für 

eine anwaltliche Pflichtverletzung haftet – seine Ein-

beziehung in den über die Mindestversicherungssum-

me hinausgehenden Versicherungsschutz der Sozietät 

allein dieser aus versicherungsrechtlichen Gründen ge-

schuldet ist. Der hierauf entfallende Prämienanteil führt 

daher nicht zu Arbeitslohn, so der BFH. 

Die Einzelheiten dazu finden Sie hier:

∙   BFH-Urteil vom 01.10.2020 (Az. VI R 11/18) 

∙   BFH-Urteil vom 01.10.2020 (Az. VI R 12/18) 

Der Ausschuss Steuerrecht wird seine Handlungshin-

weise „Zur Lohnversteuerung von Beiträgen an Berufs-

haftpflichtversicherungen, Rechtsanwaltskammern und 

Vereine sowie von Kosten der beA-Karte“ entsprechend 

ergänzen.  

Berlin, 11.02.2021   |   Friederike Wohlfeld, Geschäftsführerin

Arbeitslohn bei Übernahme der Beiträge  
zu einer Berufshaftpflichtversicherung 

einer angestellten Rechtsanwältin / eines angestellten Rechtsanwalts  
durch den Arbeitgeber 

Mitteilungen
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https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Anlagen/2021_100Anlage1.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Anlagen/2021_100Anlage2.pdf
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Neu abgeschlossene Ausbildungsverhältnisse  
zum 30.09.2020 

RAKn ReFa ReNoFa Gesamt Vorjahr 
ReFa

Vorjahr
ReNoFa

Vorjahr 
gesamt

% zum
Vorjahr

BGH 0 0 0 0 0 0 –

Bamberg 99 0 99 115 0 118 83,9

Berlin 109 49 158 148 44 154 102,6

Brandenburg 26 0 26 31 0 34 76,5

Braunschweig 38 30 68 29 36 64 106,3

Bremen 20 46 66 27 40 76 86,8

Celle 67 140 207 97 165 266 77,8

Düsseldorf 223 22 245 204 27 228 107,5

Frankfurt 123 104 227 150 119 237 95,8

Freiburg 86 0 86 95 0 120 71,7

Hamburg 108 0 108 137 0 102 105,9

Hamm 267 329 596 266 364 674 88,4

Karlsruhe 80 0 80 110 0 95 84,2

Kassel 25 33 58 28 39 72 80,6

Koblenz 131 0 131 155 0 141 92,9

Köln 224 0 224 276 0 262 85,5

Mecklenb.-V. 31 0 31 38 0 40 77,5

München 303 0 303 364 0 402 75,4

Nürnberg 181 0 181 171 0 186 97,3

Oldenburg 26 116 142 39 140 167 85,0

Saarbrücken 36 0 36 54 0 46 78,3

Sachsen 76 0 76 97 0 78 97,4

Sachsen Anh. 39 0 39 56 0 52 75,0

Schleswig* 17 124 141 31 126 152 92,8

Stuttgart 191 0 191 223 0 235 81,3

Thüringen 32 0 32 43 0 39 82,1

Tübingen 78 0 78 65 0 60 130,0

Zweibrücken 61 0 61 64 0 74 82,4

Gesamt 2.697 993 3.690 3..113 1.100 4.174 88,4

* RAK Schleswig – ReNoFa inkl. 1 Notarfachangestellte/r    



Zum 01.01.2021 hat das Land Bremen für seine Arbeits-, Finanz- und Sozialge-
richtsbarkeit (mit Ausnahme des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen) 
die verpflichtende Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs eingeführt. 
Bremen ist das zweite Bundesland, in dem Anwält*innen für bestimmte  
Gerichtszweige einer aktiven Nutzungspflicht für das besondere elektronische 
Anwaltspostfach (beA) unterliegen. 
∙  Aber was bedeutet das im Einzelnen?  
∙  Und was gilt, falls dabei etwas nicht richtig läuft? 
Der Beitrag gibt einen Überblick über Bereiche mit Nutzungspflichten und  
über Ausnahmen und Heilungsmöglichkeiten.

Ausbau des Elektronischen Rechtsverkehrs in Bremen

Bremen hat die in Art. 24 II des Gesetzes zur Förderung 

des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten 

vorgesehene Option genutzt, die eigentlich erst ab dem 

01.01.2022 verpflichtende Nutzung des elektronischen 

Rechtsverkehrs (ERV) vorzuziehen. § 46g ArbGG sowie 

die parallelen Regelungen in § 52d FGO und § 65d SGG, 

die dies vorschreiben, sind für die Arbeits-, Sozial- und 

Finanzgerichte (mit Ausnahme des LSG Niedersach-

sen-Bremen) bereits zum 01.01.2021 in Kraft getreten.

Damit soll der Ausbau des ERV im Land weiter vorange-

trieben werden. Die Verwaltungs- und Arbeitsgerichts-

barkeit arbeiten bereits mit vollständig elektronischen 

Akten. 2021 sollen Finanz- und Sozialgericht sowie die 

ordentlichen Gerichte folgen. In vielen Bereichen ver-

senden die Bremer Gerichte auch bereits elektronisch.

Aktive Nutzungspflicht in Schleswig-Holstein

Bremen ist nach Schleswig-Holstein das zweite Bun-

desland, das den verpflichtenden ERV für bestimmte 

Gerichtsbarkeiten vorzieht. Schleswig-Holstein hatte 

dies bereits zum 01.01.2020 für seine Arbeitsgerichts-

barkeit getan. Die Bilanz ist bislang aus richterlicher 

wie anwaltlicher Sicht positiv; davon berichten Steidle/

Jähne ausführlich im BRAK-Magazin 5/2020, 9. Von den 

Erfahrungen in beiden Ländern und von erster Recht-

sprechung zu den maßgeblichen Vorschriften profitie-

ren Justiz und Anwaltschaft bundesweit.

Die Nutzungspflicht im Detail

Für Anwält*innen bedeutet die Nutzungspflicht: Seit 

dem dürfen sie 01.01.2021 Schriftsätze an die Arbeits-, 

Sozial- und Finanzgerichte in Bremen (mit Ausnahme 

des LSG Niedersachsen-Bremen) nur noch als elektro-

nisches Dokument i.S.v. § 46c ArbGG, § 52a FGO und § 

65a SGG – die § 130a ZPO entsprechen – einreichen. 

Gleiches gilt bereits seit dem 01.01.2021 für die Ar-

beitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein – und wird 

ab dem 01.01.2022 allgemein gelten.

Bei der Einreichung als elektronisches Dokument sind 

die formalen Anforderungen nach der ERVV und den 

dazu erlassenen Bekanntmachungen zu beachten, insb. 

die Vorgaben zum Dateiformat (PDF/A), zur Durchsuch-

barkeit sowie zum Einbetten von Schriftarten, die in 

§§ 2 I, 5 I Nr. 3 ERVV i.V.m. Nr. 1 ERVB 2019 und Nr. 1 

ERVB 2018 niedergelegt sind.   ⏵ 

Berlin, 09.02.2021   |  Rechtsanwältin Dr. Tanja Nitschke

Aktive beA-Nutzungspflicht in Bremen

Wo sie bereits gilt – und weshalb sie kein Schreckgespenst ist

Mitteilungen
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https://www.brak-mitteilungen.de/BRAKMagazin_2020_5_kompr.pdf


Sofern der Anwältin bzw. dem Anwalt ein Fehler hin-

sichtlich des Formats unterläuft, z.B. weil ein nicht 

durchsuchbares Dokument eingereicht wird, kann die-

ser gem. § 130a VI 2 ZPO geheilt werden. Hierzu muss 

das Dokument unverzüglich in einer für das Gericht 

zur Bearbeitung geeigneten Form nachgereicht wer-

den; zudem ist glaubhaft zu machen, dass das nachge-

reichte mit dem ursprünglichen Dokument inhaltlich 

übereinstimmt. Die Gerichte haben insofern eine (ein-

malige) Hinweispflicht gem. § 130a VI 1 ZPO (zum Um-

fang von Hinweispflicht und Heilung s. BAG, Beschl. v. 

12.03.2020 – 6 AZM 1/20).

Nach § 2 III ERVV soll der Nachricht ferner ein struktu-

rierter Datensatz beigefügt werden, der Informationen 

zum Verfahren enthält. Unterläuft der Anwältin oder 

dem Anwalt dabei ein Fehler, z.B. ein Zahlendreher im 

Aktenzeichen, beeinträchtigt das zwar die automatische 

Zuordnung der Nachricht zu einer Verfahrensakte; es 

ist aber für die Wirksamkeit der Einreichung unschäd-

lich. Dies entschied jüngst das OLG Zweibrücken (Be-

schl. v. 07.12.2020 – 1 OWi 2 Ss Bs 165/20).

Was tun, wenn der Versand einmal nicht klappt?

Für den Fall, dass die elektronische Übermittlung tech-

nisch vorübergehend nicht möglich ist, erlauben § 46g 

S. 3 ArbGG, § 52d S. 3 FGO und § 65d S. 3 SGG – 

ebenso wie die ab 1.1.2022 geltenden § 130d S. 2 ZPO 

und § 55d S. 3 VwGO – eine Ersatzeinreichung nach 

den allgemeinen Vorschriften. Dann kann der Schrift-

satz ausnahmsweise per Fax oder postalisch eingereicht 

werden.

Dass die Übermittlung per beA nicht möglich ist, muss 

bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach 

glaubhaft gemacht werden (vgl. § 46g S. 4 ArbGG und 

Parallelvorschriften). Auf Wunsch des Gerichts muss 

zudem ein elektronisches Dokument nachgereicht wer-

den.

Unterbleibt eine unverzügliche Glaubhaftmachung, ist 

das Dokument nicht wirksam eingereicht, eine etwaige 

Klage- oder Rechtsmittelfrist also versäumt. Dies hat 

das ArbG Lübeck (Urt. v. 01.10.2020 – 1 Ca 572/20,    ⏵ 
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Schriftsätze per beA einreichen –

das „kleine Einmaleins“

∙  �Schriftsatz im Format PDF/A in durchsuchbarer Form  

(§§ 2 I, 5 I Nr. 3 ERVV i.V.m. Nr. 1 ERVB 2019)

∙  ��Aussagekräftige Dateinamen und Nummerierung für die Anhänge  

(§ 2 II ERVV)

∙  ���max. 100 Anhänge mit insgesamt max. 60 MB  

(§ 5 I Nr. 3 ERVV i.V.m. Nr. 2 ERVB 2018)

∙ ��� Einreichen eines qualifiziert elektronisch signierten Schriftsatzes  

 (§ 130a III 1 Alt. 1 ZPO) 

∙  ���oder Einreichen auf sicherem Übermittlungsweg  

(§ 130a III 1 Alt. 2 ZPO),  

d.h. durch Anwält*innen selbst aus ihrem eigenen beA  

(§ 130a IV Nr. 2 ZPO).

Ausführlichere Informationen zum Einreichen per beA finden sich  

in der Wissensdatenbank zum beA und außerdem regelmäßig  

im BRAK-Magazin und im beA-Newsletter.

https://portal.beasupport.de/external/knowledge-base/category/11
https://www.brak.de/bea-newsletter/


BeckRS 2020, 33224) jüngst klargestellt. Der Anwalt 

hatte in dem dortigen Fall erst nach 17 Tagen vorgetra-

gen, dass ihm am Tag des Fristablaufs ein Einreichen der 

Kündigungsschutzklage per beA – das in Schleswig-Hol-

stein damals bereits verpflichtend zu nutzen war – we-

gen einer Störung des beA nicht möglich war.

Ob der Grund, weshalb eine Einreichung per beA nicht 

möglich war, aus der Sphäre der Anwältin bzw. des An-

walts stammt, spielt dabei keine Rolle; die Ersatzeinrei-

chung ist verschuldensunabhängig (vgl. ArbG Lübeck, 

Urt. v. 01.10.2020 – 1 Ca 572/20, BeckRS 2020, 33224 

Rn. 79). Die technische Unmöglichkeit kann ihre Ursache 

z.B. in einer Störung der Justizserver oder des beA-Sys-

tems, aber auch in einem Ausfall der Internetverbindung 

in der Kanzlei o.ä. haben. Technische Nachforschungen 

sind jedoch nicht gefordert, glaubhaft gemacht werden 

muss lediglich die vorübergehende technische Unmög-

lichkeit als solche. Hierzu können u.a. die Störungsmel-

dungen von Justiz und BRAK genutzt werden.

Weitere Bereiche mit aktiver Nutzungspflicht

In bestimmten Bereichen ist der ERV bereits seit einiger 

Zeit zwingend zu nutzen.

Empfangsbekenntnisse sind gem. § 174 IV 3 ZPO elek-

tronisch abzugeben, sofern das Gericht die Zustellung 

auf elektronischem Weg vorgenommen hat. Dies muss 

mittels des vom Gericht mitgesandten strukturierten 

Datensatzes geschehen (§ 174 IV 4 ZPO); sendet das 

Gericht diesen nicht mit, genügt eine Einreichung gem. 

§ 130a ZPO.

Anträge und Erklärungen und seit dem 1.1.2020 auch Wi-

dersprüche im Mahnverfahren dürfen gem. § 702 II ZPO 

von Anwält*innen nur in maschinell lesbarer Form ab-

gegeben werden (http://www.online-mahnantrag.de/). 

Achtung: Das Barcode-Verfahren, bei dem der Antrag 

ausgedruckt und postalisch eingereicht wird, ist für An-

wält*innen nur noch bis Ende 2021 nutzbar; es wird ab 

dem 01.01.2022 mit Eintritt der aktiven beA-Nut-

zungspflicht unzulässig.

Schutzschriften gem. § 945a ZPO müssen Anwält*innen 

gem. § 49c BRAO an das Schutzschriftenregister einrei-

chen. Dies muss elektronisch geschehen; die Vorgaben 

der Schutzschriftenregisterverordnung ähneln im We-

sentlichen denen nach § 130a ZPO, § 2 ERVV.             

Mitteilungen
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         Informationen bei Störungen im ERV

Störungsmeldungen der Justiz auf Bundes- 

und Länderebene werden tagesaktuell unter 

https://egvp.justiz.de/meldungen/index.php 

publiziert.

Störungen des beA-Systems sind in der 

Störungsdokumentation der BRAK aufgelistet.



Ab dem 1. Januar 2021 gibt es Änderungen im Zahlungs-

verkehr mit den Justizbehörden im Land. Mit Jahresbeginn 

sind Zahlungen an Gerichte und Justizbehörden vorbe-

haltlich anderer gesetzlicher Regelungen unbar zu leisten. 

Als Zahlungsmittel stehen dann die Überweisung auf ein 

Konto der Landeskasse sowie die Verwendung einer noch 

nicht entwerteten elektronischen Kostenmarke zur Ver-

fügung. Die elektronischen Kostenmarken können ohne 

zeitaufwändige Registrierung auf dem Justizportal des 

Bundes und der Länder (https://justiz.de/kostenmarke/

index.php) über einen anwenderfreundlichen Webshop 

erworben werden. Abdrucke von Gerichtskostenstemp-

lern werden als Zahlungsmittel

nicht mehr angenommen.

Weitere Einzelheiten ergeben sich aus der Justizzahlungs-

verordnung:

Kiel, 21.12.2020   |   Oliver Breuer, Pressestelle

Zahlungsverkehr mit den Gerichten und Justizbehörden  
in Schleswig-Holstein 

mit Ausnahme des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen  
und der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Land Bremen 

Mitteilungen
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https://schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/

IV/Service/GVOBl/GVOBl/2020/gvobl_21_2020.

pdf?__blob=publicationFile&v=3 
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Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bun-

desamt) hat gegenüber der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

seine Allgemeine Prozesserklärung vom 27.06.2017 

(234-7604/1.17) widerrufen.

 

In zeitlicher Hinsicht entfällt die Allgemeine Prozesser-

klärung für alle ab dem 01.01.2021 neu eingegangenen 

Verfahren. Um Klarheit für die Rechtspraxis zu schaffen, 

gilt sie weiter für bis dahin anhängig gewordene Ver-

fahren mit Ausnahme des Einverständnisses mit einer 

Entscheidung ohne mündliche Verhandlung und der Zu-

stimmung zur Erledigung der Hauptsache, soweit noch 

keine prozessuale Gestaltungswirkung eingetreten ist.

 

Das Bundesamt trägt damit insgesamt seiner erklärten 

Absicht nach einer zielgerichteten und aktiven Prozess-

führung Rechnung. Außerdem ist die Grundlage für die 

Allgemeine Prozesserklärung 2017 u. a. mit der besse-

ren Personalausstattung der prozessführenden Außen-

stellen entfallen.

Der mit der Aufhebung verbundene Wegfall genereller 

Prozesserklärungen hat auch Einfluss auf künftige Kla-

geerwiderungen des Bundesamtes. Prozesserklärungen 

wird das Bundesamt nunmehr mittels individualisier-

barer Standardklageerwiderungen abgeben, sofern im 

Einzelfall keine Gründe vorliegen, hiervon abzuweichen.

Mit Hilfe der individualisierbaren Standardklageerwi-

derung werden verschiedene Möglichkeiten von umfas-

senden Prozesserklärungen optional aufgeführt, auch 

um auf regionale Besonderheiten einzugehen. So kann

einzelfallbezogen durch Ankreuzen ausgewählt werden, 

sofern eine entsprechende Erklärung abgegeben wer-

den soll. Dies alles dient der Übersichtlichkeit und ist im 

Sinne eines einheitlichen Auftretens.

 

Im Einzelnen handelt es sich um den Verzicht auf: 

∙  �Stellungnahme vor der Verweisung  

an das zuständige Gericht,

∙  �Übersendung von Anträgen auf PKH  

gegen Empfangsbekenntnis,

∙  �Ladung gegen Empfangsbekenntnis,

∙  �Einhaltung der Ladungsfrist,

∙  �Anhörung vor Übertragung der Entscheidung  

auf Einzelrichter, gemäß § 76 Abs. 1 AsylG,

∙  �Übersendung der gerichtlichen Erkenntnis- 

mittellisten und

∙  �die Anhörung gemäß § 84 Abs. 1 S. 2 VwGO  

vor Erlass eines klageabweisenden Gerichts- 

bescheides, 

 

ferner um:

 

∙  �das Einverständnis mit Entscheidung  

durch Berichterstatter gemäß § 87a Abs. 2 und 3 

VwGO und

∙  �die Einwilligung in Klagerücknahme auch nach 

Stellung der Anträge in der mündlichen  

Verhandlung.  

Ein Muster einer solchen Standardklageerwiderung  

finden Sie hier.     	                                                                                              

Aufhebung der Allgemeinen Prozesserklärung  
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 

 gegenüber der Verwaltungsgerichtsbarkeit
vom 27.06.2017 mit Wirkung zum 01.01.2021

Nürnberg, 28.01.2021   |   Martin W. Köhler
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20 Jahre professionelle Opferhilfe in Niedersachsen

Die Stiftung Opferhilfe Niedersachsen  

feiert in diesem Jahr ihr 20–jähriges Bestehen. 

Über das Jahr verteilt werden die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der 11 landesweiten Opferhilfebüros das 

Jubiläum in Form von Regionalveranstaltungen gebüh-

rend feiern. Dabei werden die verschiedenen Veranstal-

tungen jeweils auf die aktuelle Lage im Hinblick auf die 

Corona-Pandemie angepasst. 

Mit dem besonderen Blick auf die Thematik der Opfer-

hilfe werden Fachvorträge, Filmvorführen, Aktionen 

und sogar ein Bühnenstück das Geburtstagsjahr be-

gleiten. Die genaueren Termine zu den Veranstaltungen 

werden auf der Homepage der Stiftung veröffentlicht. 

Zum Jubiläumsjahr hat das Team der Stiftung Opfer-

hilfe Niedersachsen die Homepage neu konzipiert und 

zugleich modernisiert. Diese gestaltet sich jetzt frischer 

und bedienerfreundlich. Unter der Rubrik Aktuelles be-

richten die 28 Opferhelferinnen und Opferhelfer u.a. 

über ihre Tätigkeiten. Der Stiftungsaufbau aber auch die 

gesamte Angebotspalette können von Betroffenen und 

interessierten Fachkräften eingesehen werden. 

Interessierte haben die Möglichkeit einen Newsletter 

zu abonnieren, in dem über aktuelle Projekte sowie die 

regionalen Aktivitäten der Opferhilfebüros informiert 

wird. Unter www.opferhilfe.niedersachsen.de finden 

Betroffene von Straftaten und ihre Angehörige wich-

tige Hinweise und Möglichkeiten, um Geschehnisse zu 

verarbeiten und ihre Rechte einzufordern. 

Ferner besteht die Option, das Angebot unserer On-

lineberatung zu nutzen. Der Zugang ist Dank des neuen 

Aufbaus sofort zu finden. 

Da Informationen immer stärker über die sozialen Me-

dien verbreitet und gesucht werden, ist die Stiftung Op-

ferhilfe Niedersachsen ab sofort auch auf Facebook und 

Instagram mit einem eigenen Profil vertreten.  

Die Stiftung Opferhilfe Niedersachsen wurde 2001 als 

Stiftung bürgerlichen Rechts von Seiten der Nieder-

sächsischen Landesregierung eingerichtet. Sie gewährt 

Opfern von Straftaten und deren Angehörigen Beratung 

und Betreuung, leistet außerhalb gesetzlicher Ansprü-

che und über die Leistungen anderer Opferhilfeeinrich-

tungen hinaus materielle Hilfen und fördert die Opfer-

hilfe auch als gesamtgesellschaftliche Aufgabe. In den 

Opferhilfebüros in Niedersachsen stehen die hauptamt-

lichen Fachkräfte für die notwendige respektvolle Un-

terstützung der Opfer von Straftaten zur Verfügung.   

Göttingen  |   Silke Lorenz, Presse- und Öffentlichkeitsbeauftragte
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Die Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft schlich-

tet seit nunmehr 10 Jahren  vermögensrechtliche Strei-

tigkeiten zwischen Rechtsanwältinnen / Rechtsanwälten 

und  ihren (ehemaligen) Mandantinnen / Mandanten aus 

dem Mandatsverhältnis bis zu einem  Wert in Höhe von 

50.000,00 € und ist seit dem Inkrafttreten des  Verbrau-

cherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) am 1. April 2016 

eine anerkannte  Verbraucherschlichtungsstelle.  

Der Tätigkeitsbericht 2020 steht unter nachfolgendem 

Link zum Download bereit und  enthält neben Angaben 

zum organisatorischen Aufbau der Schlichtungsstelle  

statistische Auswertungen,  typische Fallkonstellatio- 

nen, Empfehlungen zur Vermeidung  von Streitigkeiten 

und anonymisierte Schlichtungsfälle.  

www.schlichtungsstelle-der-rechtsanwaltschaft.de

Im Jahr 2020 sind insgesamt 1.012 Anträge bei der 

Schlichtungsstelle eingegangen und  die Annahmequote 

der unterbreiteten Schlichtungsvorschläge konnte auf 

62 % erhöht  werden. Die durchschnittliche Gesamt- 

verfahrensdauer, vom Antragseingang bis zur  Abschluss- 

mitteilung der Schlichtungsstelle, hat sich im Vergleich 

zum Vorjahr um ca.  11% verkürzt. 

DieTeilnahmebereitschaft der Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte an  dem rein freiwilligen Schlichtungs- 

verfahren ist auch im Berichtsjahr 2020 gleichblei- 

bend stark. Das dokumentiert die hohe Akzeptanz 

der Schlichtungsstelle der  Rechtsanwaltschaft.          

Tätigkeitsbericht der Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft 
für das Jahr 2020

SCHLICHTUNGSSTELLE 
der Rechtsanwaltschaft

Pressemitteilung  vom 29. Januar 2021   |   Rechtsanwalt Alexander Jeroch 
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Mitteilung des Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen
 

Informationen zum Geschäftsjahr 2020 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2021

Nachfolgend möchten wir über das abgelaufene Ge-

schäftsjahr 2020 berichten. Der Bericht beruht auf den 

vorläufig intern berechneten Zahlen, weil ein testierter 

Jahresabschluss noch nicht vorliegt. 

Das Anlagejahr 2020 stand ganz im Zeichen der Co-

rona Pandemie, die den Aktienmarkt kräftig durchein-

anderwirbelte. Nach einem kräftigen, schnellen unvor-

hergesehenen Crash im März folgte eine nicht weniger 

überraschende Hausse, die den DAX zum Jahresende 

sogar leicht ins positive Terrain hievte. Dem RVN ist es 

gelungen, positive Erträge 2020 mit seinen Aktien zu 

erzielen.

Unser Immobilienbestand war nur geringfügig von der 

Pandemie betroffen. Dies lag an unserem Nutzungsmix, 

der sich im Wesentlichen zu 50 % aus Wohnimmobilien 

und zu 50 % aus Büroimmobilien zusammensetzt. Vor 

der Pandemie initiierte Verkäufe führten hier zu Gewin-

nen.

Im Bereich der festverzinslichen Papiere konnten wir 

im abgelaufenen Geschäftsjahr unseren Rechnungszins 

nicht erzielen, was aber durch die sehr gute Rendite aus 

dem Immobilienbereich kompensiert werden konnte. 

Bei unserer Neuanlage haben wir uns wie in den Jah-

ren zuvor wesentlich auf die so genannten Sachwerte 

konzentriert. Unsere Rentenquote liegt mittlerweile 

nur noch knapp über 50 %. Unser Gesamtergebnis ist 

vor dem Hintergrund der Pandemie als ordentlich zu 

bezeichnen und liegt voraussichtlich bei 3 % und damit 

oberhalb unseres neuen Rechnungszinses von 2,75 %. 

Die stillen Reserven konnten auf dem Niveau des Vor-

jahres gehalten werden.

Wir gehen im neuen Wirtschaftsjahr 2021 von schwan-

kenden Anlagemärkten aus, deren Richtung aber eng 

mit dem Verlauf der Pandemie und damit der potenti-

ellen Wirtschaftserholung verknüpft ist. Bestand haben 

wird aber ganz sicherlich das Niedrigzinsumfeld, wel-

ches uns schon in den letzten Jahren deutlich belastet 

hat. Unsere Anlagestrategie berücksichtigt dieses Um-

feld und wird auch in schwierigen Marktphasen solide 

Ergebnisse erzielen.   ⏵ 

    R    V       RECHTSANWALTSVERSORGUNGSWERK 

       N                                                       NIEDERSACHSEN 

 

-KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS- 
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Informationen zum Geschäftsjahr 2018 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2019 

 

Im Folgenden möchten wir kurz über das abgelaufene Geschäftsjahr 2018 berichten. Wir kön-

nen bis dato nur über den intern berechneten und nicht testierten Stand berichten und müssen 

daher allgemein formulieren. 

 

Das Anlagejahr 2018 war kein einfaches. Handelskonflikte, Brexit oder auch Italienkrise sind 

Schlagworte, die eine komplizierte Melange aus Politik- und Wirtschaftsproblematiken ergab. 

Während die Konjunktur in den USA durch die von Trump gemachte Steuerreform sich (noch) 

im Sonderkonjunkturmodus befand, waren in der zweiten Jahreshälfte in Europa und insbeson-

dere in Deutschland erste Abschwächungstendenzen erkennbar. Hier sei die Dieselaffäre und 

gleichzeitige Relevanz der Automobilindustrie für die BRD und ihre Exportwirtschaft genannt. 

 

Während sich der US-Aktienmarkt noch im positiven Terrain hielt, lagen DAX und Co. schon 

in der Verlustzone und zum Jahresende hin beschleunigte sich diese Talfahrt nochmals deutlich. 

Der DAX verlor auf Jahressicht 18,3%, der Eurostoxx 50 14,3% und der S&P 500 aus Amerika 

ging um 5,6% zurück. Diese Entwicklung hat das Versorgungswerk tangiert und ein noch bes-

seres Ergebnis verhindert. 

 

Die Immobilieninvestments stellten sich dagegen in 2018 erneut als stabiler Baustein der Ver-

mögensanlage dar und lieferten die beste Verzinsung in unserem Portfolio. Auch die 

Alternativen Vermögensanlagen entwickelten sich positiv und steuerten weiter steigende Bei-

träge zum Gesamtergebnis bei.   

 

Unsere festverzinslichen Bestände liefern noch auskömmliche Renditen. Verantwortlich hierfür 

sind unsere Altbestände, die noch mit hohen Kupons belegen sind, verglichen mit denen, die 

heute erzielbar sind. Dies wird sich allerdings zunehmend ändern und wesentliche Teile unserer 

Altbestände werden in den nächsten Jahren fällig. 

 

Bei der Neuanlage haben wir fast komplett in Sachwerte (netto etwa 100 Mio. €) investiert und 

nur in geringem Maße Nominalwerte aufgestockt. Dadurch schmolzen die Nominalwerte weiter 

ab und Sachwerte stiegen weiter an. Unsere Rentenquote beträgt nunmehr etwa 60%. 

 

Unser Gesamtergebnis ist zwar durch das schwache Aktienjahr gedrückt worden, bewegt sich 

aber oberhalb unseres Rechnungszinses von 3,3%. 

 

 

Vermögensstruktur zum 31.12.2020

Immobilien 24,24 %

Kasse 1,15 %

Aktien 14,34 %

Private Equity 8,71  %

Renten 51,56 %



17Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1  |  2021

MitteilungenMitteilungen

    R    V       RECHTSANWALTSVERSORGUNGSWERK 
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Informationen zum Geschäftsjahr 2018 und Ausblick auf das laufende Geschäftsjahr 2019 

 

Im Folgenden möchten wir kurz über das abgelaufene Geschäftsjahr 2018 berichten. Wir kön-

nen bis dato nur über den intern berechneten und nicht testierten Stand berichten und müssen 

daher allgemein formulieren. 

 

Das Anlagejahr 2018 war kein einfaches. Handelskonflikte, Brexit oder auch Italienkrise sind 

Schlagworte, die eine komplizierte Melange aus Politik- und Wirtschaftsproblematiken ergab. 

Während die Konjunktur in den USA durch die von Trump gemachte Steuerreform sich (noch) 

im Sonderkonjunkturmodus befand, waren in der zweiten Jahreshälfte in Europa und insbeson-

dere in Deutschland erste Abschwächungstendenzen erkennbar. Hier sei die Dieselaffäre und 

gleichzeitige Relevanz der Automobilindustrie für die BRD und ihre Exportwirtschaft genannt. 

 

Während sich der US-Aktienmarkt noch im positiven Terrain hielt, lagen DAX und Co. schon 

in der Verlustzone und zum Jahresende hin beschleunigte sich diese Talfahrt nochmals deutlich. 

Der DAX verlor auf Jahressicht 18,3%, der Eurostoxx 50 14,3% und der S&P 500 aus Amerika 

ging um 5,6% zurück. Diese Entwicklung hat das Versorgungswerk tangiert und ein noch bes-

seres Ergebnis verhindert. 

 

Die Immobilieninvestments stellten sich dagegen in 2018 erneut als stabiler Baustein der Ver-

mögensanlage dar und lieferten die beste Verzinsung in unserem Portfolio. Auch die 

Alternativen Vermögensanlagen entwickelten sich positiv und steuerten weiter steigende Bei-

träge zum Gesamtergebnis bei.   

 

Unsere festverzinslichen Bestände liefern noch auskömmliche Renditen. Verantwortlich hierfür 

sind unsere Altbestände, die noch mit hohen Kupons belegen sind, verglichen mit denen, die 

heute erzielbar sind. Dies wird sich allerdings zunehmend ändern und wesentliche Teile unserer 

Altbestände werden in den nächsten Jahren fällig. 

 

Bei der Neuanlage haben wir fast komplett in Sachwerte (netto etwa 100 Mio. €) investiert und 

nur in geringem Maße Nominalwerte aufgestockt. Dadurch schmolzen die Nominalwerte weiter 

ab und Sachwerte stiegen weiter an. Unsere Rentenquote beträgt nunmehr etwa 60%. 

 

Unser Gesamtergebnis ist zwar durch das schwache Aktienjahr gedrückt worden, bewegt sich 

aber oberhalb unseres Rechnungszinses von 3,3%. 

 

 

Informationen zum Rechnungszins

Das Rechtsanwaltsversorgungswerk Niedersachsen 

(RVN) hat seinen Rechnungszins von 3,0 % nunmehr 

auf 2,75 % für einen Zeitraum von 10 Jahren abgesenkt. 

Hierfür haben wir rund 50 Mio. € aus dem laufenden 

Geschäftsbetrieb aufgewendet, wodurch vermieden 

wurde, unsere Leistungen/Leistungsversprechen zu 

senken. Allerdings waren dadurch bedingt keine finanzi-

ellen Mittel für eine zusätzliche Dynamisierung ab 2021 

vorhanden.  

Eine Senkung des Rechnungszinses ohne Leistungsmin-

derung bedeutet, dass wir für die Leistungsbemessung 

weiter mit unserem alten Rechnungszins von 4 % rech-

nen. Hierfür müssen wir die unterstellten geringeren 

Zinseinnahmen kompensieren. Dies geschieht durch 

Rückstellungen von erwirtschafteten Überschüssen 

aus dem laufenden Geschäft und hat uns für die bisher 

vorgenommenen Absenkungen des Rechnungszinses 

insgesamt rund 312 Mio. € gekostet.

Würde zudem eine Dynamisierung vorgenommen, 

entstünde dadurch eine zusätzliche nicht tragbare Be-

lastung auf der Passivseite. Vor dem Hintergrund der 

Renditegegebenheiten an den Finanzmärkten dürfte 

es verständlich sein, dass auch in absehbarer Zukunft 

der Spielraum für Dynamisierungen überschaubar bzw. 

nicht vorhanden sein wird. 

Informationen zu der Neuaufnahme 
einer Syndikustätigkeit 

Gemäß § 46a Abs. 4 Nr. 2 BRAO werden Syndikus-

rechtsanwälte rückwirkend zu dem Zeitpunkt Mitglied 

der Rechtsanwaltskammer, zu dem der Antrag auf Zu-

lassung als Syndikusrechtsanwalt dort eingegangen ist 

bzw. - sofern die Tätigkeit erst nach der Antragstellung 

aufgenommen wird - mit dem Tag der Tätigkeitsaufnah-

me. Ein Zulassungsantrag ist damit spätestens am ers-

ten Tag der Aufnahme eines neuen Beschäftigungsver-

hältnisses bei der zuständigen Rechtsanwaltskammer 

zu stellen.

Wird im weiteren Verfahren dann eine Zulassung als 

Syndikusrechtsanwalt rückwirkend auf den Tag der 

Antragstellung/Tätigkeitsaufnahme erteilt, spricht die 

Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV Bund) eine 

Befreiung ebenfalls ab diesem Tag aus. Dies setzt al-

lerdings eine fristgerechte Stellung eines Antrages auf 

Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherungs-

pflicht voraus. Die DRV Bund ist offenbar dazu über-

gegangen, dass die Dreimonatsfrist des § 6 Abs. 4 S. 1 

SGB VI nicht mit Aushändigung der Zulassungsurkun-

de zu laufen beginnt, sondern bereits rückwirkend mit 

Beginn der Pflichtmitgliedschaft in der Rechtsanwalts-

kammer gem. § 46a Abs. 4 Nr. 2 BRAO. Es empfiehlt sich 

daher, den Befreiungsantrag grundsätzlich zeitgleich 

mit dem Zulassungsantrag, spätestens mit Aufnahme 

der neuen Tätigkeit, zu stellen. Der Befreiungsantrag ist 

an das RVN zu richten. Das RVN wird den Antrag dann 

zur Entscheidung an die DRV Bund weiterleiten.         
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Mitteilungen

Der Film „Transcending Fear“ zeigt die Lebensgeschich-

te des christlichen Anwalts Gao Zhisheng, der 2001 vom 

chinesischen Justizministerium zum „Ehren-Anwalt“ 

gekürt wurde. Als er begann, Fälle politisch verfolgter 

Glaubensgefangener zu übernehmen, wandte sich der 

Druck der Kommunistischen Partei Chinas gegen ihn. 

Gao wurde mehrfach ohne Angabe von Gründen ver-

haftet, ohne Kontakt zur Außenwelt gefangen gehalten 

und schwer gefoltert. Dennoch hielt er an seinen christ-

lichen Werten fest und stand den Machtlosen weiter zur 

Seite. Seit 2017 gilt er als verschleppt.

 

2008 wurde Gao Zhisheng für den Friedensnobelpreis 

nominiert. Er erhielt unter anderem 2007 den „Coura-

ges Advocacy Abroad“ von American Board of Trial Ad-

vocates. 

 

Link englische Version: https://vimeo.com/400300749

https://vimeo.com/ondemand/transcendingfear

(Deutsch und weitere Untertitel verfügbar)

 

Zum „Internationalen Tag des verfolgten Anwalts“ wur-

de der Film u.a. gezeigt:

 

∙ �vom Münchener Anwaltsverein e.V.  

am 12. März 2019 im Justizpalast München  

https://www.muenchener-anwaltverein.de/site/ 

assets/files/1101/mitteilungen_januar_februar_ 

2019.pdf

∙ ��Audi-Programmkino in Ingolstadt 23.1.2019 

https://www.donaukurier.de/lokales/ingolstadt/

Druck-auf-China;art599,4059087

 

∙ �von Amnesty International e.V. am 24.1.2018  

in Nürnberg im Reichsparteitagsgebäude 

https://www.menschenrechte.org/de/2018/01/31/

free-gao-bericht-ueber-den-tag-des-verfolgten- 

anwalts-am-24-januar-2018-in-nuernberg/    

Trailer
https://www.youtube.com/watch?v=byJXA3mm3pQ

   

                                                                                                

„Transcending Fear“  
Filmtipp zum „Internationalen Tag des verfolgten Anwalts“
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Vom 10.09.2020 bis 04.03.2021

Anderweitige Zulassungen

Aydin, Burak Braunschweig

Felber, Daniel	 Braunschweig

Krabbe, Maxi	 Braunschweig

Piepenhagen, Sandra	 Braunschweig

Schütte, Matthias Braunschweig

Geike, Jannis	 Göttingen

Hessbrügge, Michael Göttingen

Staub-Freudenberg, Rebecca	 Göttingen

Wilkenhöner, Hanns Göttingen

Paker, Julia Wolfsburg

Pohler-Kohlhaas, Lena Wolfsburg

Droese, Tim Christian Bovenden

Neuzulassungen

Cabrita Deutschmann, Vivien Braunschweig

Elbel, Antonia Catharina Braunschweig

Hahn, Anna Braunschweig

Knop, Malte Braunschweig

Lohan, Franziska Braunschweig

Nold, Swetlana Braunschweig

Wegner, Maria Braunschweig

Selig, Holger Bad Harzburg

Butt, Sarah Ambrin Göttingen

Murat, Bozlak Göttingen

Spiggelkötter, Arvid Hardy Göttingen

Wagner, Swantje Göttingen

Senger, Rutger Seeburg

Schnelle, Wiebke Hameln

Walkenhorst, Leonie kanzleisitzbefreit

Schönfeld, Victoria Goslar

Djuric, Adriana Wolfsburg

Kuba & Kollegen  

Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Wolfsburg

Personalien
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Vom 10.09.2020 bis 04.03.2021

Syndikusrechtsanwaltszulassungen

Israel, Dr. Florian Braunschweig

Lüpke, Dr. Marcus Braunschweig

Gorys, Nicole Helmstedt

Bärthel, Janice Wolfsburg

Behm, Maylin Wolfsburg

Chemnitz, Christopher Wolfsburg

Lang, Clara Sophie Wolfsburg

Lange, Dominic Wolfsburg

Lindner, Lisa Wolfsburg

Moderow, Clara Wolfsburg

Mosur, Mischan Mareike Wolfsburg

Schermann, Clem Carlos Wolfsburg

Schnelle, Wiebke Wolfsburg

Von Langendorff, Tilo Wolfsburg

Wörheide, Dr. Daniel Wolfsburg

Personalien

 

Löschungen  |  1

Drewes, Joachim  Bad Gandersheim

Hadasch, Barbara Bad Lauterberg

Fritz-Braun, Armin   Braunschweig

Gröger, Ann-Kathrin	 Braunschweig

Hackenberg, Nele Braunschweig

Hammer, Ullrich  Braunschweig

Jördening, Johannes Fabian  Braunschweig

Kaiser, Max Braunschweig

Kamphenkel, Andreas  Braunschweig

Köppe, Steffen Braunschweig

Kosswig, Bernd  Braunschweig

Loock, Regina   Braunschweig

Ludewig, Michael Braunschweig

Malz, Lutz-R. Braunschweig

Manthei, Sabine Braunschweig

Rudorf, Hans-Christoph       Braunschweig

Scheller, Rüdiger Braunschweig

Schiewek, Katja Braunschweig ⏵
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Vom 10.09.2020 bis 04.03.2021

Löschungen  |  2

Sieverts, Christof  Braunschweig

Stannarius, Roman  Braunschweig

Vervoort-Hoppmann,Heike  Braunschweig

Wetekam, Hans-D. Braunschweig

Wilke, Dr. Malte Braunschweig

Winkelmann, Larissa Braunschweig

Bäuerlen, Herbert Göttingen

Bodenburg, Viola-Sophie Göttingen

Dix, Rita Göttingen

Fiedler, Ruth Göttingen

Fischer-Jehle, Petra Göttingen

Möllmann, Judith Göttingen

Schnuch, Franziska Göttingen

Wachter, Anja Göttingen

Roth, Anke Hattorf

Sticherling, Christian Helmstedt

Marschall, Jakob Northeim

Romppel, Bernd Christian Helmstedt

Wielgoß, Michael Salzgitter

Schneider, Susanne Schöningen

Degenhard, Dorothea Wolfsburg

Konnerth, Silvana Wolfsburg

Skarabis, Werner Wolfsburg

Wesner, Lars-Cassio Wolfsburg

Kallmann, Nikolaus Hann. Münden

Stüwe, Britta Patricia Velpke

Personalien
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Fachanwaltszulassungen

Familienrecht

Krabbe, Maxi Braunschweig

Olivier, Daniela Einbeck

Bau- und Architektenrecht

Pflüger, Inga Mareen Northeim

Medizinrecht

Barz, Stephan Seesen

Sander, Susanne Seesen

Miet- und Wohungseigentumsrecht

Pfahl, Franc Göttingen

Migrationsrecht

Hagemann, Simon Christoph Göttingen

Verwaltungsrecht

Geißlreiter, Gero Göttingen

Verkehrrecht

Olbrich, Hendrik Göttingen

Staub-Freudenberg, Rebecca Salome Göttingen

Bretzler, Martin Hann. München

Personalien

Vom 10.09.2020 bis 04.03.2021
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Personalien

Appelhagen Rechtsanwälte Steuerberater PartGmbB

10jähriges Jubiläum
Frau Tanja Strakbein (Eintritt: 01.08.2010)

Frau Patricia Patz (Eintritt: 18.08.2010)

Frau Mascha Schulze (Eintritt: 01.09.2010)

20jähriges Jubiläum
Frau Sabrina Gebauer (Eintritt: 12.07.2000)

Frau Sabrina Warschau (Eintritt: 17.10.2000) 

30jähriges Jubiläum 
Frau Kathrin Pätsch (Eintritt: 01.04.1990)

Wir gratulieren! Mit ihrem Fachwissen und 

Engagement tragen unsere Mitarbeiter zum 

Erfolg unseres Unternehmens bei. 

Wir bedanken uns ganz herzlich für die lange, 

gute und außerordentlich angenehme Zusam-

menarbeit und freuen uns auf die weitere 

gemeinsame Zukunft! 

40 Jahre

30 Jahre

Frau Rechtsanwältin Christa Fehrensen aus Göttingen ist seit Januar 1981 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Jürgen Herbst aus Braunschweig ist seit Februar 1981 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Karl-Heinz Schwabe aus Staufenberg ist seit Februar 1981 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Gabriele Eberwien aus Hann-Münden ist seit März 1981 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Dr. Günter Kloppenburg aus Göttingen ist seit März 1981 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Christian Thies aus Wolfsburg ist seit März 1981 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Matthias Hoppmann aus Braunschweig ist seit Juni 1981 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Jost Angermann aus Helmstedt ist seit Januar 1991 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Ute Heinsohn-Buchmann aus Braunschweig ist seit Januar 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Klaus Peineke aus Braunschweig ist seit Januar 1991 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Ilona Schmidtke aus Vechelde ist seit Januar 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Thomas Walliser aus Göttingen ist seit Januar 1991 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Sybille Adermann aus Braunschweig ist seit April 1991 zugelassen.

Frau Rechtsanwältin Sigrid Barlang aus Braunschweig ist seit April 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Jörg Nöth aus Velpke ist seit April 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt und Notar Lutz Leschok aus Wolfsburg ist seit Mai 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Bernhard Tammen aus Braunschweig ist seit Mai 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Dr. Detlef Alsleben aus Wolfenbüttel ist seit Juni 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Jörg Dittmar aus Braunschweig ist seit Juni 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Dr. André Grabowski aus Braunschweig ist seit Juni 1991 zugelassen.

Herr Rechtsanwalt Karl-Albrecht Jena aus Bovenden ist seit Juni 1991 zugelassen.

Jubiläen 

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen  

und Kollegen sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros,  

die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit zurückblicken können.



Veranstaltungen 

Auch in den nächsten Monaten bietet die Rechtsan-

waltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und 

Fachanwaltsseminare an. Bitte informieren Sie sich im-

mer aktuell auf unserer Internetseite www.rak-braun-

schweig.de unter der Rubrik „Fortbildung“. Und bitte 

merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

Seminare  |  Fortbildungen

Online!!!

14.04.2021	 Unternehmensnachfolge

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Enrico Heim, u.a. Diplom-Finanzökonom, 

Ort: Steigenberger Hotel	 Treuhänder/Steuerberater, Bilanzbuchhalter

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Erbrecht, Steuerrecht 	

	 und Handels- und Gesellschaftsrecht

Online 2,5 Std!!!

22.04.2021	 Basics im Arbeitsrecht – Teilzeit und Befristung

16:00 – 18:30 Uhr	 Referent: Rechtsanwalt Dr. Hülsemann, Hameln, 

	 Fachanwalt für Arbeitsrecht

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

30.04.2021 (Freitag)	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

Ort: Steigenberger Hotel

Online!!!

05.05.2021	 Das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung

13:30 – 19:90 Uhr	 Referent: Michael Phieler, Vorsitzender Richter 

	 am Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Medizinrecht  

	 und Sozialrecht 
 

19.05.2021	 Schadensersatz und Versicherungsrecht 

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Bernd Schöning, Rechtsanwalt,  

Ort: Steigenberger Hotel	 Fachanwalt für Verkehrsrecht, Stadtlohn

	  *  Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrsrecht  

	 und Versicherungsrecht

 

02.06.2021	 Fallen bei Vergleichen und Vereinbarungen 

13:30 – 19:00 Uhr	 im Familienrecht

Ort: Steigenberger Hotel	 Referentin: Edith Kindermann, Rechtsanwältin u. Notarin

	 *  Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht

16.06.2021	 Zeugnisworkshop (Arbeitsrecht)

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

Ort: Michel Hotel	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht    ⏵
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*  �Anmerkung: Die Angaben zur Anerkennung der Fortbildungsveranstaltungen 
	 gem. § 15 FAO beziehen sich auf die Anerkennungspraxis der Rechtsanwalts- 
  	 kammer Braunschweig.  

Veranstaltungen

25.06.2021 (Freitag)	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr 	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht  
Ort: Steigenberger Hotel

Online 2,5 Std!!!	 Problemfelder rund um die GmbH, 

12.07.2021	 Aktuelle Rechtsprechung

16:00 – 18:40 Uhr	 Referent: Dr. Dr. Christian Schulte, M.A., Richter

	 im Handelsregister des AG Berlin-Charlottenburg

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Handels- und 

	 Gesellschaftsrecht

Online 2,5 Std!!!	 Trennungsgespräche richtig führen –

03.09.2021	 Kündigungsschutzprozesse vermeiden

14:00 – 16:30 Uhr	 Referent: Rechtsanwalt Dr. Hülsemann, Hameln, 		

	 Fachanwalt für Arbeitsrecht

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht  

29.09.2021	 Unternehmensbewertung

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Enrico Heim, u.a. Diplom-Finanzökonom,  

	 Treuhänder/Steuerberater, Bilanzbuchhalter

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht, 

	 Steuerrecht und Handels- und Gesellschaftsrecht

15.10.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr 	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

17.11.2021	 Verkehrsstrafrecht

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Bernd Schöning, 

	 Rechtsanwalt, Fachanwalt für Verkehrsrecht, Stadtlohn

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrsrecht und 	

	 Strafrecht 

Online 2,5 Std!!!	

15.12.2021	 Kapitalmaßnahmen bei UG/GmbH und „kleiner AG“

16:00 – 18:40 Uhr	 Referent: Dr. Dr. Christian Schulte, M.A. Richter

	 im Handelsregister des AG Berlin-Charlottenburg

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Handels- und 

	 Gesellschaftsrecht

Das Anmelde-

formular finden Sie 

auf Seite 26.
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per Fax    0531   12  33  566   
per E-Mail   info@rak-braunschweig.deAnmeldung

Die Seminare finden, sofern nicht anders angegeben, in der Geschäftsstelle  

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig, Erdgeschoss/Seminarraum,  

Lessingplatz 1, 38100 Braunschweig, statt.

	
14.04.2021	 Unternehmensnachfolge – Online –

	
22.04.2021	 Basics im Arbeitsrecht – Teilzeit und Befristung – Online 2,5 Std. –

	
30.04.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

	
05.05.2021	 Das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung  – Online –

	
19.05.2021	 Schadensersatz und Versicherungsrecht

	
02.06.2021	 Fallen bei Vergleichen und Vereinbarungen im Familienrecht

	
16.06.2021	 Zeugnisworkshop (Arbeitsrecht)

	
25.06.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

	
12.07.2021	 Problemfelder rund um die GmbH, Aktuelle Rechtsprechung  – Online 2,5 Std. –

	
03.09.2021	 ArbR Trennungsgespräche richtig führen  – Online 2,5 Std. –

	
29.09.2021	 Unternehmensbewertung

	
15.10.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

	
17.11.2021	 Verkehrsstrafrecht

	
15.12.2021	 Kapitalmaßnahmen bei UG/GmbH und „kleiner AG“ – Online 2,5 Std. –

Veranstaltungen

 

Mit der Anmeldung erkläre ich mich damit einverstanden, dass meine anlässlich dieser Veranstaltung erhobenen  

personenbezogenen Daten ausschließlich zum Zweck der Organisation der Veranstaltung verwertet werden sowie  

ggf. in einer Teilnehmerliste aufgenommen werden. Eine Weitergabe über diesen Zweck hinaus erfolgt nicht.

Datum  |  Unterschrift

Name  |  Vorname

Straße

Telefon

Kanzlei

PLZ  |  Wohnort

E-Mail
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Veranstaltungen 

Mit der Kooperation für Online-Fortbildungen zwischen 

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig und dem 

Deutschen Anwaltsinstitut e. V. (DAI) können Kammer-

mitglieder und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

zu einem ermäßigten Kostenbeitrag auf ein umfassen-

des eLearning-Angebot zugreifen. 

DAI eLearning Center

Das DAI eLearning Center eröffnet mit einem vielfäl-

tigen Angebot von unterschiedlichen Formaten und 

Themen eine praxisorientierte und flexible Art der 

Fortbildung vom eigenen Schreibtisch aus. Es bietet 

in den Gebieten der Fachanwaltsordnung textbasierte 

Online-Kurse zum Selbststudium und Online-Vorträge 

Live oder zum Selbststudium. Ergänzt wird das Angebot 

um weitere interessante Bereiche: Die videobasierten 

beA-Online-Kurse zeigen, wie das besondere elektro-

nische Anwaltspostfach eingerichtet und genutzt wer-

den kann. Die Mitarbeiter-Module erläutern interaktiv 

wichtige Themen des Kanzlei- bzw. Notariatsalltags.

Die Angebote mit der Kennzeichnung „Selbststudium“ 

sind für die Pflichtfortbildung gemäß § 15 Abs. 4 FAO 

geeignet. Mit diesen Kursen und Vorträgen können Teil-

nehmende bis zu 5 Stunden Ihrer Pflichtfortbildung er-

füllen. Online-Vorträge in der Live-Übertragung sind als 

Fortbildung nach § 15 Abs. 2 FAO geeignet und können 

somit für die gesamten 15 Zeitstunden genutzt werden.

Ihre Vorteile auf einen Blick

∙ �Über 150 eLearning-Angebote

∙ �Fortbildung in allen Fachgebieten der FAO

∙ �Orts- und zeitunabhängig

∙ �Gewohnt hohe DAI-Qualität

∙ �Besondere Formate für Mitarbeiter

Einfache Anmeldung

Das eLearning-Angebot wird stetig erweitert und kann 

über die folgende Internetseite aktuell abgerufen und 

zu einem ermäßigten Kostenbeitrag für Mitglieder der 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig und deren Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter gebucht werden: 

www.anwaltsinstitut.de/elearning

Bitte wählen Sie im Buchungsprozess den ermäßigten 

Kostenbeitrag für Mitglieder der Rechtsanwaltskam-

mer Braunschweig. Dieser beträgt 79,00 € für Online 

Kurse und 109,00 € für Online-Vorträge.

Weitere anschauliche Informationen im Video

Das DAI hat ein kurzes Video produziert, in dem das 

vollständige eLearning-Portfolio kompakt und verständ-

lich vorgestellt wird. Anhand von Beispielen wird ge-

zeigt, wie vielfältig die Fortbildungsmöglichkeiten sind 

und welche Besonderheiten und Vorzüge die einzelnen 

Angebote auszeichnen.

Zum Video

Hier geht’s zur DAI-Homepage

Seminare für Anwälte
Online-Fortbildung in Kooperation mit dem DAI

Deutsches 
Anwaltsinstitut e. V.

Das neue DAI-Ausbildungsccenter in Bochum
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11. Bochumer Erbrechtssymposium

18.06.2021 online via Zoom-Video 
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Zum 11. Bochumer Erbrechtssymposium laden herzlich ein

Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Unternehmensrecht und 
Recht der Familienunternehmen (Prof. Dr. Katharina Uffmann) 

& 

Hereditare – Wissenschaftliche Gesellschaft für Erbrecht e.V.  
(Vertreten durch den Vorstand: Ri BGH Prof. Dr. Christoph Karc-
zewski, Prof. Dr. Karlheinz Muscheler, RA Dr. Guido Perkams   
RA Prof. Dr. Andreas Frieser,  Prof. Dr. Katharina Uffmann) 

Teilnehmerbeitrag 
Regulär: 190 €
Vereinsmitglieder von Hereditare e.V.: 80 €
Ermäßigt (Studenten, Referendare, Doktoranden): 50 €
Ermäßigte Vereinsmitglieder: kostenlos

Es besteht die Möglichkeit, ein Teilnahmezertifikat gem. § 15 FAO 
zu erhalten.

Datenschutz
Ihre Anmeldedaten werden im Rahmen der Veranstaltungsorgani-
sation elektronisch auf Grundlage der EU-Datenschutz-Grund-ver-
ordnung, dem Bundesdatenschutzgesetz sowie weiterer nationaler 
Normen des Datenschutzes verarbeitet und zur Erstellung von Teil-
nehmerlisten verwendet, die den Teilnehmern der Veranstaltung 
zugänglich sind. Eine Weitergabe Ihrer Daten außerhalb des ge-
nannten Zweckes findet nicht statt. Die Verwendung Ihrer  Daten 
können Sie jederzeit per E-Mail oder telefonisch widersprechen. 

Fotografie
Während der Veranstaltung werden Fotos für die Öffentlichkeits-
arbeit des Vereins Hereditare e.V. gemacht. Wenn Sie die Ablich-
tung oder Veröffentlichung nicht wünschen, steht es Ihnen frei, 
den Kontakt mit dem Fotografen zu suchen, um eine interessen-
gerechte Umsetzung zu erreichen. 

PROGRAMM – FREITAG, 18. JUNI 2021

13.00 Uhr

12.30 Uhr

13.20 Uhr

14.25 Uhr

15.30 Uhr

16.35 Uhr

14.05 Uhr

16.15 Uhr

15.10 Uhr

17.20 Uhr

17.40 Uhr

Begrüßung

Zutritt zum virtuellen Veranstaltungsraum

Verbotene Verträge im Erbrecht
Prof. Dr. Anatol Dutta (Ludwig-Maximilians- 
Universität München)

Erbauseinandersetzungsverträge im  
Zivil- und Steuerrecht
Dr. Michael Holtz (Flick Gocke Schaumburg)

Sittenwidrigkeit von  
Pflichtteilsverzichtsverträgen
Jan David Hendricks (Ruhr-Universität Bochum)

Verträge über den Pflichtteilsanspruch:  
Erlass, Abtretung
Dr. Maximilian Freiherr von Proff zu Irnich (Notar)

INFORMATIONEN 

Stets aktuelle Informationen zur Veranstaltung sowie die Tagungs-
unterlagen und eine Anleitung für Ihre Teilnahme finden sie unter:
https://zrsweb.zrs.rub.de/lehrstuhl/uffmann/11-erbrechtssymposium

Diskussion

Diskussion

Diskussion

Diskussion

Ende der Veranstaltung; Schluss- und  
Dankesworte
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Zum 11. Bochumer Erbrechtssymposium 
online via Zoom-Videokonferenz 
am 18. Juni 2021 vom 12:30–18:00 Uhr 
laden Sie herzlich ein:

Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, 

Unternehmensrecht und

Recht der Familienunternehmen 

(Prof. Dr. Katharina Uffmann)

Hereditare 

Wissenschaftliche Gesellschaft für Erbrecht e.V.

(Vertreten durch den Vorstand: 

Ri BGH Prof. Dr. Christoph Karczewski,

Prof. Dr. Karlheinz Muscheler, 

RA Dr. Guido Perkams

RA Prof. Dr. Andreas Frieser, 

Prof. Dr. Katharina Uffmann)

Teilnehmerbeitrag
Regulär: 190 €

Vereinsmitglieder von Hereditare e.V.  80 €

Ermäßigt (Studenten, Referendare, Doktoranden)

50 €

Ermäßigte Vereinsmitglieder kostenlos

Es besteht die Möglichkeit, ein Teilnahmezertifikat 

gem. § 15 FAO zu erhalten.

Anmeldung
Ihre verbindliche Anmeldung zur Teilnahme

senden Sie bitte bis spätestens 14. Mai 2021

per E-Mail an erbrecht@rub.de

oder

per Fax an 0234/32-14371

Informationen
Stets aktuelle Informationen zur Veranstaltung 

sowie die Tagungsunterlagen

und eine Anleitung für Ihre Teilnahme 

finden sie unter: 

https://zrsweb.zrs.rub.de/lehrstuhl/uffmann/

11-erbrechtssymposium
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Johann Fischaleck, 
Fachapotheker für Klinische Pharmazie,
ehemals KV Bayerns, München

Gregor Kurz, 
Abteilung Sicherstellung, KV Sachsen, Leipzig

Volker Loeschner, 
Fachanwalt für Medizinrecht, Kanzlei für Zahn- und
Medizinrecht, Berlin 

Dr. Gerhard Nitz,
Fachanwalt für Medizinrecht, GND GEIGER | NITZ |
DAUNDERER Rechtsanwälte PartG mbB, Berlin

Michael Oberacker,
Leiter der Prüfungsstelle, Gemeinsame Prüfungsstelle
Baden-Württemberg, Freiburg

Andrea Podhraski,
Richterin, OLG Dresden

Prof. Dr. Michael Walter, 
Direktor der Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik,
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus, TU Dresden

Tagungsprogramm Samstag, 24. April 2021 Moderatoren / Referenten

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,

für  viele  sind die  im Jahr  2003 begonnenen  Mitteldeut-
schen Medizinrechtstage ein fester Bestandteil im Kalen-
der  geworden.  Darüber  sind  wir  sehr  erfreut  und  laden
Sie zur nächsten Veranstaltung vom 23. bis 24. April 2021
nach Leipzig ein.

Es wird allen Teilnehmern sowie Fachleuten und Experten
die Möglichkeit zu einem regen Austausch angeboten.

Auf mehrfachen Wunsch widmen wir uns an diesen bei-
den  Tagen  vornehmlich  dem  Arzneimittel-  und  dem
Zahnmedizinrecht.

Erleben  und  beleben  Sie  durch  Ihre  Teilnahme  diesen
überregionalen Fachkongress mit vielen Programmhöhe-
punkten,  aktuellen  Themen,  vertiefendem  Wissen  und
wertvollen Praxistipps, vermittelt von erfahrenen Referen-
ten und ausgewiesenen Fachleuten. 

Hierzu  laden  wir  Sie  herzlich  ein  und  wünschen  Ihnen
eine erfolgreiche Teilnahme!

Wir  freuen  uns  in  diesen  schwierigen  Zeiten  auf  eine 
erfolgreiche  Präsenzveranstaltung.  Es  werden  alle 
Hygiene- und Sicherheitsabstandsvorschriften eingehal-
ten.

Dr. jur., Dr. h. c. Günter Kröber
Ehrenpräsident der Rechtsanwaltskammer Sachsen

Stefan M. Meinhardt
Meinhardt Congress GmbH

Tagungsprogramm Freitag, 23. April 2021

Zahnmedizinrecht

09:00 Uhr
· Vorsorgevollmachten und Patienten-
verfügungen – aktuelle Rechtslage 

· Ist mangelnde Aufklärung ein Behandlungs-
fehler?

· Behandlungsfehler oder
Behandlungsrisiko – wo ist die Grenze?

Volker Loeschner 
inkl. Diskussion

12:00 Uhr Kaffee- und Imbisspause

12:45 Uhr Zahnarzthaftungsrecht – aus gutachterlicher
und richterlicher Sicht
mit ausführlicher Darstellung von Beispielfällen
und eingehender Diskussionsmöglichkeit
(Einbeziehung der Teilnehmer)
Andrea Podhraski
Prof. Dr. Michael Walter

inkl. 30 Minuten Kaffee- und Imbisspause

17:45 Uhr Ende der Veranstaltung

Moderation: Gregor Kurz 
Johann Fischaleck

Arzneimittelrecht

09:00 Uhr Einführung in das Thema durch die 
Moderatoren

09:30 Uhr Frühe Nutzenbewertung und wirtschaftliche
Arzneimittelverordnung? 
· Das AMNOG als Steuerungsinstrument
Referenten angefragt
anschließend Diskussionsrunde 

12:00 Uhr Kaffee- und Imbisspause

12:45 Uhr Steuerung und Fehlsteuerung im 
Arzneimittelbereich
· Missachtung der G-BA-Nutzenbewertung auf 
regionaler Ebene?

· Rabattverträge und Quoten
· Irreführung durch verkürzte Informations-
vermittlung über „Ampeln“?

Dr. Gerhard Nitz

13:45 Uhr Arzneimittelsteuerung aus Sicht der Kassen
und Kassenärztlichen Vereinigungen
· Gebot zur Steuerung nach SGB V

· · Unterschiedliche Steuerungselemente, auch
bayerisches System

Johann Fischaleck

14:45 Uhr Wirtschaftlichkeitsprüfung als 
Steuerungselement
· Richtwert- vs. Einzelfallprüfung?
· RiLi-Prüfung von Amts wegen
· Rechtsfragen bei der Umsetzung der Rahmen-
vorgaben gem. § 106B SGB V

Michael Oberacker

15:45 Uhr Kaffee- und Imbisspause

16:15 Uhr fiktives Streitgespräch
zwischen Dr. Gerhard Nitz und
Johann Fischaleck
danach offene Diskussionsrunde aller Beteiligten 

17:45 Uhr Ende der Veranstaltung
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Ehrenpräsident der Rechtsanwaltskammer Sachsen

Stefan M. Meinhardt
Meinhardt Congress GmbH

Tagungsprogramm Freitag, 23. April 2021

Zahnmedizinrecht

09:00 Uhr
· Vorsorgevollmachten und Patienten-
verfügungen – aktuelle Rechtslage 

· Ist mangelnde Aufklärung ein Behandlungs-
fehler?

· Behandlungsfehler oder
Behandlungsrisiko – wo ist die Grenze?

Volker Loeschner 
inkl. Diskussion

12:00 Uhr Kaffee- und Imbisspause

12:45 Uhr Zahnarzthaftungsrecht – aus gutachterlicher
und richterlicher Sicht
mit ausführlicher Darstellung von Beispielfällen
und eingehender Diskussionsmöglichkeit
(Einbeziehung der Teilnehmer)
Andrea Podhraski
Prof. Dr. Michael Walter

inkl. 30 Minuten Kaffee- und Imbisspause

17:45 Uhr Ende der Veranstaltung

Moderation: Gregor Kurz 
Johann Fischaleck

Arzneimittelrecht

09:00 Uhr Einführung in das Thema durch die 
Moderatoren

09:30 Uhr Frühe Nutzenbewertung und wirtschaftliche
Arzneimittelverordnung? 
· Das AMNOG als Steuerungsinstrument
Referenten angefragt
anschließend Diskussionsrunde 

12:00 Uhr Kaffee- und Imbisspause

12:45 Uhr Steuerung und Fehlsteuerung im 
Arzneimittelbereich
· Missachtung der G-BA-Nutzenbewertung auf 
regionaler Ebene?

· Rabattverträge und Quoten
· Irreführung durch verkürzte Informations-
vermittlung über „Ampeln“?

Dr. Gerhard Nitz

13:45 Uhr Arzneimittelsteuerung aus Sicht der Kassen
und Kassenärztlichen Vereinigungen
· Gebot zur Steuerung nach SGB V

· · Unterschiedliche Steuerungselemente, auch
bayerisches System

Johann Fischaleck

14:45 Uhr Wirtschaftlichkeitsprüfung als 
Steuerungselement
· Richtwert- vs. Einzelfallprüfung?
· RiLi-Prüfung von Amts wegen
· Rechtsfragen bei der Umsetzung der Rahmen-
vorgaben gem. § 106B SGB V

Michael Oberacker

15:45 Uhr Kaffee- und Imbisspause

16:15 Uhr fiktives Streitgespräch
zwischen Dr. Gerhard Nitz und
Johann Fischaleck
danach offene Diskussionsrunde aller Beteiligten 

17:45 Uhr Ende der Veranstaltung

 ⏵



Veranstaltungen 

18. Mitteldeutsche Medizinrechtstage 
23. – 24. April 2021 in Leipzig

31Rechtsanwaltskammer Braunschweig  1  |  2021

Johann Fischaleck, 
Fachapotheker für Klinische Pharmazie,
ehemals KV Bayerns, München

Gregor Kurz, 
Abteilung Sicherstellung, KV Sachsen, Leipzig

Volker Loeschner, 
Fachanwalt für Medizinrecht, Kanzlei für Zahn- und
Medizinrecht, Berlin 

Dr. Gerhard Nitz,
Fachanwalt für Medizinrecht, GND GEIGER | NITZ |
DAUNDERER Rechtsanwälte PartG mbB, Berlin

Michael Oberacker,
Leiter der Prüfungsstelle, Gemeinsame Prüfungsstelle
Baden-Württemberg, Freiburg

Andrea Podhraski,
Richterin, OLG Dresden

Prof. Dr. Michael Walter, 
Direktor der Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik,
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus, TU Dresden

Tagungsprogramm Samstag, 24. April 2021 Moderatoren / Referenten

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,

für  viele  sind  die  im Jahr  2003  begonnenen Mitteldeut-
schen Medizinrechtstage ein fester Bestandteil im Kalen-
der  geworden.  Darüber  sind  wir  sehr  erfreut  und  laden
Sie zur nächsten Veranstaltung vom 23. bis 24. April 2021
nach Leipzig ein.

Es wird allen Teilnehmern sowie Fachleuten und Experten
die Möglichkeit zu einem regen Austausch angeboten.

Auf mehrfachen Wunsch widmen wir uns an diesen bei-
den  Tagen  vornehmlich  dem  Arzneimittel-  und  dem
Zahnmedizinrecht.

Erleben  und  beleben  Sie  durch  Ihre  Teilnahme  diesen
überregionalen Fachkongress mit vielen Programmhöhe-
punkten,  aktuellen  Themen,  vertiefendem  Wissen  und
wertvollen Praxistipps, vermittelt von erfahrenen Referen-
ten und ausgewiesenen Fachleuten. 

Hierzu  laden  wir  Sie  herzlich  ein  und  wünschen  Ihnen
eine erfolgreiche Teilnahme!

Wir  freuen  uns  in  diesen  schwierigen  Zeiten  auf  eine 
erfolgreiche  Präsenzveranstaltung.  Es  werden  alle 
Hygiene- und Sicherheitsabstandsvorschriften eingehal-
ten.

Dr. jur., Dr. h. c. Günter Kröber
Ehrenpräsident der Rechtsanwaltskammer Sachsen

Stefan M. Meinhardt
Meinhardt Congress GmbH

Tagungsprogramm Freitag, 23. April 2021

Zahnmedizinrecht

09:00 Uhr
· Vorsorgevollmachten und Patienten-
verfügungen – aktuelle Rechtslage 

· Ist mangelnde Aufklärung ein Behandlungs-
fehler?

· Behandlungsfehler oder
Behandlungsrisiko – wo ist die Grenze?

Volker Loeschner 
inkl. Diskussion

12:00 Uhr Kaffee- und Imbisspause

12:45 Uhr Zahnarzthaftungsrecht – aus gutachterlicher
und richterlicher Sicht
mit ausführlicher Darstellung von Beispielfällen
und eingehender Diskussionsmöglichkeit
(Einbeziehung der Teilnehmer)
Andrea Podhraski
Prof. Dr. Michael Walter

inkl. 30 Minuten Kaffee- und Imbisspause

17:45 Uhr Ende der Veranstaltung

Moderation: Gregor Kurz 
Johann Fischaleck

Arzneimittelrecht

09:00 Uhr Einführung in das Thema durch die 
Moderatoren

09:30 Uhr Frühe Nutzenbewertung und wirtschaftliche
Arzneimittelverordnung? 
· Das AMNOG als Steuerungsinstrument
Referenten angefragt
anschließend Diskussionsrunde 

12:00 Uhr Kaffee- und Imbisspause

12:45 Uhr Steuerung und Fehlsteuerung im 
Arzneimittelbereich
· Missachtung der G-BA-Nutzenbewertung auf 
regionaler Ebene?

· Rabattverträge und Quoten
· Irreführung durch verkürzte Informations-
vermittlung über „Ampeln“?

Dr. Gerhard Nitz

13:45 Uhr Arzneimittelsteuerung aus Sicht der Kassen
und Kassenärztlichen Vereinigungen
· Gebot zur Steuerung nach SGB V

· · Unterschiedliche Steuerungselemente, auch
bayerisches System

Johann Fischaleck

14:45 Uhr Wirtschaftlichkeitsprüfung als 
Steuerungselement
· Richtwert- vs. Einzelfallprüfung?
· RiLi-Prüfung von Amts wegen
· Rechtsfragen bei der Umsetzung der Rahmen-
vorgaben gem. § 106B SGB V

Michael Oberacker

15:45 Uhr Kaffee- und Imbisspause

16:15 Uhr fiktives Streitgespräch
zwischen Dr. Gerhard Nitz und
Johann Fischaleck
danach offene Diskussionsrunde aller Beteiligten 

17:45 Uhr Ende der Veranstaltung

© Stadt Leipzig

         Anmeldehinweise                                                      Anreisehinweise M E I N H A R D T C O N G R E S S G m b H

18. Mitteldeutsche Medizinrechtstage

Leipziger KUBUS
Konferenz- und Bildungszentrum des UFZ

Permoserstraße 15
04318 Leipzig

23. – 24. April 2021 in Leipzig

Mit freundlicher Unterstützung:

So melden Sie sich verbindlich an:
Senden  Sie  uns  das  ausgefüllte  Anmeldeformular  bis  zum
13.04.2021 per Fax oder Post zu. Gern können Sie sich auch
per E-Mail oder mit dem Anmeldeformular auf unserer  Inter-
netseite anmelden. www.meinhardt-congress.de

Fax: 0341 4 20 65 62 
E-Mail: info@meinhardt-congress.de

Nach  Eingang  Ihrer  Anmeldung  erhalten  Sie  eine  Rechnung
mit Angabe unserer Bankverbindung.  Im Preis  inbegriffen  ist
die gastronomische Versorgung. Die Anmeldung  ist  jederzeit
übertragbar.

Ihre Teilnahmebestätigung bekommen Sie am Ende des Ver-
anstaltungstages  ausgehändigt.  Im  Falle  einer  Überbuchung
oder  Absage  durch  den  Veranstalter  erhalten  Sie  umgehend
Ihre  Gebühr  zurück.  Weitergehende  Ansprüche  sind  ausge-
schlossen. Für Programmänderungen und zeitliche Verschie-
bung wird keine Gewähr übernommen.
Sie können der Verwendung Ihrer Adresse jederzeit widerspre-
chen, der Widerspruch kann mit jedem Kommunikationsmittel
erklärt werden.

Stornierung:
Bei schriftlicher Stornierung bis zum 13.04.2021 wird eine Bear-
beitungsgebühr von 20,00 € erhoben. Nach diesem Termin ist
eine Stornierung und Erstattung bereits bezahlter Teilnahmege-
bühren nicht mehr möglich. Es wird in jedem Fall der gesamte
Betrag fällig. Dies gilt auch dann, wenn der Teilnehmer nicht er-
scheint bzw. die Anmeldung nach dem13.04.2021 erfolgt.

MEINHARDT CONGRESS GmbH
Marpergerstraße 27                                Tel.:   0341 4 80 92 70 
04229 Leipzig                                   Fax:   0341 4 20 65 62
E-Mail: info@meinhardt-congress.de        www.meinhardt-congress.de

Zertifizierung

Der  Umfang  eines  Veranstaltungstages  beträgt  7,5  Zeitstun-
den gemäß § 15 FAO.
Die  Entscheidung  über  die  Anerkennung  des  Kurses  obliegt
der jeweiligen Rechtsanwaltskammer.

Preise / Anmeldeformular     Fax: 0341 / 4 20 65 62

Teilnahmegebühr für Juristen*: (Bitte ankreuzen)

Ich melde mich verbindlich an:

� Kurs Freitag, 23.04.2021 340,00 €

� Kurs Samstag, 24.04.2021 340,00 €

� Beide Tage 580,00 €

*zzgl. ges. MwSt.

Studenten (jur.), Referendare mit Nachweis 50% Ermäßigung
Sonstige Teilnehmer auf Anfrage!

Kontaktdaten zur verbindlichen Anmeldung:
(Bitte gut lesbar ausfüllen)

 Titel, Name, Vorname:

 Institution:             

 Straße, Nr.:

 PLZ, Ort:                

 Telefon:                 

 E-Mail:                   

� Hiermit willige ich ein, dass meine Kontaktdaten 
auch für die Zusendung von Informationen anderer 
Veranstaltungen verwendet werden.

Datum / Unterschrift
(Mit meiner Unterschrift erkenne ich die angegebenen Teilnahmegebühren
und Stornobedingungen an.)

Veranstalter

Neues Rathaus/Stadthaus©Stadt Leipzig

Hotelempfehlungen

Suite Hotel Leipzig
Permoserstraße 50 
04328 Leipzig
Tel.: 0341 25890  
E-Mail: info@suitehotel-leipzig.de

H4 Hotel Leipzig
Schongauer Straße 39
04329 Leipzig
Tel.: 0341 98389134
E-Mail: rerservation.leipzigh4@h-hotels.com

Auto Von  der  A14  kommend  (Abfahrt  Leipzig-Ost)  auf  der
Permoserstraße  Richtung  Stadtzentrum,  bis  zum  Schild
KUBUS  Tiefgarage.  Bitte  nutzen  Sie  die  kostenfreie  Tiefga-
rage.  Die  Einfahrt  liegt  von  der  Innenstadt  kommend  in  der
Permoserstraße 80 m hinter der Zufahrt auf das Gelände des
Wissenschaftsparks  (von  der  Autobahn-Abfahrt  Leipzig-Ost
kommend 80 m davor).

Bahn Ab Hbf. mit Straßenbahnlinie 3 (Richtung Sommerfeld
bzw.  Taucha)  bis  Haltestelle  Torgauer/Permoserstraße,  dann
in die Permoserstraße und nach ca. 300 Metern befindet sich
links der KUBUS. Fahrtzeit ca. 15 Minuten. 

Flugzeug Ab Flughafen im Regionalexpress bis Hbf., weiter
mit Straßenbahnlinie 3 zum UFZ; Abfahrt Flughafen im 30-Minu-
ten-Takt. 
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Ihre  Gebühr  zurück.  Weitergehende  Ansprüche  sind  ausge-
schlossen. Für Programmänderungen und zeitliche Verschie-
bung wird keine Gewähr übernommen.
Sie können der Verwendung Ihrer Adresse jederzeit widerspre-
chen, der Widerspruch kann mit jedem Kommunikationsmittel
erklärt werden.

Stornierung:
Bei schriftlicher Stornierung bis zum 13.04.2021 wird eine Bear-
beitungsgebühr von 20,00 € erhoben. Nach diesem Termin ist
eine Stornierung und Erstattung bereits bezahlter Teilnahmege-
bühren nicht mehr möglich. Es wird in jedem Fall der gesamte
Betrag fällig. Dies gilt auch dann, wenn der Teilnehmer nicht er-
scheint bzw. die Anmeldung nach dem13.04.2021 erfolgt.

MEINHARDT CONGRESS GmbH
Marpergerstraße 27                                Tel.:   0341 4 80 92 70 
04229 Leipzig                                   Fax:   0341 4 20 65 62
E-Mail: info@meinhardt-congress.de        www.meinhardt-congress.de

Zertifizierung

Der  Umfang  eines  Veranstaltungstages  beträgt  7,5  Zeitstun-
den gemäß § 15 FAO.
Die  Entscheidung  über  die  Anerkennung  des  Kurses  obliegt
der jeweiligen Rechtsanwaltskammer.

Preise / Anmeldeformular     Fax: 0341 / 4 20 65 62

Teilnahmegebühr für Juristen*: (Bitte ankreuzen)

Ich melde mich verbindlich an:

� Kurs Freitag, 23.04.2021 340,00 €

� Kurs Samstag, 24.04.2021 340,00 €

� Beide Tage 580,00 €

*zzgl. ges. MwSt.

Studenten (jur.), Referendare mit Nachweis 50% Ermäßigung
Sonstige Teilnehmer auf Anfrage!

Kontaktdaten zur verbindlichen Anmeldung:
(Bitte gut lesbar ausfüllen)

 Titel, Name, Vorname:

 Institution:             

 Straße, Nr.:

 PLZ, Ort:                

 Telefon:                 

 E-Mail:                   

� Hiermit willige ich ein, dass meine Kontaktdaten 
auch für die Zusendung von Informationen anderer 
Veranstaltungen verwendet werden.

Datum/Unterschrift
(Mit meiner Unterschrift erkenne ich die angegebenen Teilnahmegebühren
und Stornobedingungen an.)

Veranstalter

Neues Rathaus/Stadthaus©Stadt Leipzig

Hotelempfehlungen

Suite Hotel Leipzig
Permoserstraße 50 
04328 Leipzig
Tel.: 0341 25890  
E-Mail: info@suitehotel-leipzig.de

H4 Hotel Leipzig
Schongauer Straße 39
04329 Leipzig
Tel.: 0341 98389134
E-Mail: rerservation.leipzigh4@h-hotels.com

Auto Von  der  A14  kommend  (Abfahrt  Leipzig-Ost)  auf  der
Permoserstraße  Richtung  Stadtzentrum,  bis  zum  Schild
KUBUS  Tiefgarage.  Bitte  nutzen  Sie  die  kostenfreie  Tiefga-
rage.  Die  Einfahrt  liegt  von  der  Innenstadt  kommend  in  der
Permoserstraße 80 m hinter der Zufahrt auf das Gelände des
Wissenschaftsparks  (von  der  Autobahn-Abfahrt  Leipzig-Ost
kommend 80 m davor).

Bahn Ab Hbf. mit Straßenbahnlinie 3 (Richtung Sommerfeld
bzw.  Taucha)  bis  Haltestelle  Torgauer/Permoserstraße,  dann
in die Permoserstraße und nach ca. 300 Metern befindet sich
links der KUBUS. Fahrtzeit ca. 15 Minuten. 

Flugzeug Ab Flughafen im Regionalexpress bis Hbf., weiter
mit Straßenbahnlinie 3 zum UFZ; Abfahrt Flughafen im 30-Minu-
ten-Takt. 

  



Veranstaltungen

Neuer Termin! Mittwoch,09.06.2021
Unterhalt im Patchwork
Update zu Versorgungsausgleich-
Zugewinn-Unterhalt

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahme-

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: 	 VRiOLG Celle Mathias Volker                                                                  

Tagungsort:	 Goslar, Hotel Der Achtermann

		  Rosentorstraße 20

Zeit:	 14:00 –19:30 Uhr

Teilnahmebeitrag:	 einheitlich 200,- € zzgl. 19 % MwSt

 

Themenübersicht: Unterhalt im Patchwork u. a. „Haus-

mann/Hausfrau“-Rechtsprechung; Heranziehung des Be-

treuungselternteils zum Barunterhalt; Konkurrenz §§1570, 

1651l BGB; Volljährige Kinder; Verteilung barer Mittel. 

Im Rahmen des Updates erfolgt eine Rückschau auf 2020 

und ein Ausblick, ob der Jahreswechsel Veränderungen ge-

bracht hat.

Mittwoch, 21.04.2021                             
Telearbeit/Homeoffice und Neues zum AGG

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-

scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referenten:	 Richter am Bundesarbeitsgericht 	

		  Dr. Hinrich Vogelsang                              

Tagungsort:	 Goslar, Hotel Der Achtermann

		  Rosentorstraße 20

Zeit:	 14:00 –19:30 Uhr

Teilnahmebeitrag:	 einheitlich 200,- € zzgl. 19 % MwSt

Themenübersicht: Telearbeit/Homeoffice: Anspruch auf 

Arbeit im Homeoffice; Vertragsgestaltung; Arbeitszeit; 

Arbeitsschutz; Mitbestimmungsrechte des Betriebs-

rates; Beendigung. Neues zum AGG: Gegenstände des 

Benachteiligungsverbotes; Persönlicher Anwendungs-

bereich; Benachteiligung iSv § 3 AGG; Vermutungswir-

kung nach § 22 AGG; Rechtfertigung der Benachteili-

gung; Ansprüche nach § 15 AGG.

Samstag, 08.05.2021                                         
10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht 

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-

scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten:	 Präsident des LAG Niedersachsen 	

	 Wilhelm Mestwerdt

	 RiArbG Hannover Dr. Steffen Lieske

Tagungsort: 	 Goslar, H+ Hotel Goslar, 

	 Krugwiese 11a

Zeit:	 08:30 – 20:00 Uhr

Teilnahmebeitrag:   einheitlich 340,- € zzgl. 19% MwSt

Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestandsschutz im 

Arbeitsverhältnis, neue Entwicklungen in der Rechtspre-

chung des BAG, LAG sowie des EUGH. Das Seminar vermit-

telt ein umfassendes Update der obergerichtlichen Recht- 

sprechung in den praxisrelevanten Fragen des Bestands-

schutzes und des Vertragsrechts im Arbeitsverhältnis. Ziel 

des Seminars ist es, den Teilnehmern in kompakter Form 

den aktuellen Stand der Rechtsprechung in den genannten 

Kernbereichen des Individualarbeitsrechts zu vermitteln. 

Besprochen werden aktuelle Entscheidungen zu Kündi-

gung, Befristung, AGG und BetrVG sowie den Fragen von 

Annahmeverzug und Vergütung. 

 

Mittwoch, 03.11.2021
Aktuelle Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahme-

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent:                  VRiOLG Celle Mathias Volker                                                                  

Tagungsort:              Goslar, Hotel Der Achtermann

	 Rosentorstraße 20

Zeit:                          14:00 – 19:30 Uhr

Teilnahmebeitrag:   einheitlich 200,- € zzgl. 19% MwSt

Einzelne Schwerpunkte werden vom Referenten je nach 

Aktualität gesetzt.

https://www.goslarer-fortbildungstage.de/

Goslarer Fortbildungstage – 
Seminare für Anwälte in 2021
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Veranstaltungen

zu den Seminaren der Goslarer Fortbildungstage

 
	 Mittwoch, 09.06.2021	 Unterhalt im Patchwork  / Update	 200,- €

	 Mittwoch, 21.04.2021	 Telearbeit/Homeoffice und Neues zum AGG	 200,- €

	 Samstag, 08.05.2021	  Arbeitsrecht, 10-stündiges Seminar	 340- €

	 Mittwoch, 03.11.2021	 Aktuelle Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht  	 200,- €

Name, Vorname

Straße

Telefon

Beruf / Fachanwalt

PLZ, Wohnort

E-Mail

Ich erkenne die Teilnahmebedingungen mit meiner Unterschrift an.  Mit der Anmeldung erkläre ich mich damit ein-

verstanden, dass meine anlässlich dieser Veranstaltung(en) erhobenen personenbezogenen Daten ausschließlich zum 

Zweck der Organisation der Veranstaltung verwertet werden sowie ggf. in einer Teilnehmerliste aufgenommen wer-

den. Eine Weitergabe über diesen Zweck hinaus erfolgt nicht.

Datum / Unterschrift

Teilnahmebedingungen

Teilnahmegebühren
Bitte überweisen Sie die Teilnahmegebühr zzgl. MwSt 

unmittelbar nach Erhalt der Teilnahmebestätigung/Rech-

nung auf mein Konto, das in der Rechnung angegeben ist. 

Rücktritt
Spätestens bis 12 Tage vor Seminarbeginn können Sie Ihre 

Anmeldung zurücknehmen. Die Stornoerklärung bedarf 

der Schriftform. Ich berechne für eine Stornierung eine 

Bearbeitungsgebühr in Höhe von 35 Euro zzgl. Mwst., bei 

Seminaren, die länger als einen Tag gehen, 25% des Teil-

nahmebetrags zzgl. Mwst. Gleiches gilt für Seminare mit 

einer in der  Seminarankündigung angegebenen Teilneh-

merbegrenzung sowie für Komplettseminare für Fachan-

wälte. Wenn Sie den Teilnahmebetrag für ein von Ihnen 

gebuchtes Seminar bereits gezahlt haben, biete ich Ihnen 

ein kostenloses Umbuchen auf ein anderes Seminar im 

laufenden Jahr an. In diesem Falle verzichte ich auf eine 

Bearbeitungsgebühr. Bei nicht rechtzeitiger Absage wird 

der volle Teilnahmebetrag fällig.

Absage von Seminaren 
durch die „Goslarer Fortbildungstage“
Bei Absagen von Seminaren wegen Ausfall des Dozenten 

oder bei zu geringer Teilnehmerzahl oder Verlegung des 

Tagungsortes bin ich bemüht, Ihnen dies rechtzeitig mit-

zuteilen. Muss ich ein Seminar absagen, so erstatte ich 

die bereits gezahlte Teilnahmegebühr in vollem Umfang. 

Weitergehende Ansprüche sind ausgeschlossen, außer in 

Fällen vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhaltens von 

meiner Seite oder sonstigen Erfüllungsgehilfen. Begleiten-

de Arbeitsunterlagen gebe ich in der Regel zu Beginn des 

Seminars heraus. Diese werden von den Referenten er-

stellt und von mir zum ausschließlichen Gebrauch für und 

durch den Teilnehmer kopiert. Eine Vervielfältigung oder 

Weitergabe ohne meine Einwilligung ist unzulässig.

Per  Fax: 05321/685 776 

Anmeldung 
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RECHTSANWALTSKAMMER 
für den Oberlandesgerichtsbezirk  
Braunschweig – Körperschaft  
des öffentlichen Rechts

Lessingplatz 1
38100 Braunschweig

Telefon 0531 1 23 35 0
Fax 0531 1 23 35 66
 info@rak-braunschweig.de
www.rak-braunschweig.de
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